
SPD-Landesverband Niedersachsen

Landesparteitag 29. Mai 2021

Antrag 28/I/2021

SPD-UB Region Hannover

Der Landesparteitag möge beschließen:

Integration durch Bildung

1. Wir fordern den Erhalt und die Weiterführung von Sprachlernklassen an allen Schulen mit einer fle-1

xiblen Handhabung durch die Schulen mithilfe eigener Lernkonzepte.2

2. Es dürfen keine Kürzungen der Stunden für die Sprachlernklassen und den Sprachförderunterricht3

erfolgen. Im Gegenteil: Es sollen mehr Investitionen in beide Bereiche unternommen werden.4

3. Es müssen ausreichende Schulplätze – sowohl an Regelschulen als auch an Berufsschulen - auch für5

nicht mehr Schulpflichtige geschaffen werden, insbesondere auch für geflüchtete junge Volljährige6

und junge Erwachsene.7

4. Die Programme Sprint und Sprint-Dual müssenweiterhin für jungeMenschen über die Volljährigkeit8

und die Absolvierung der Schulpflicht hinaus angeboten werden. Sie müssen weiterentwickelt wer-9

den, u.a. muss eine Erhöhung des Stunden- und Fächerumfanges erfolgen und die Vorbereitung zur10

Erlangung eines Schulabschlusses gewährleistet werden.11

 12

Begründung13

Vor demHintergrundmassiv schlechterer Bildungschancen von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwach-14

senen mit Migrationshintergrund sind vielfältige Maßnahmen notwendig, um diesen jungen Menschen15

eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft zu ermöglichen.16

Eine Voraussetzung hierfür ist die Weiterführung der Sprachlernklassen und des Sprachförderunterrich-17

tes an allen Schulen. Sprachlernklassen und Sprachförderunterricht sind weiter dringend notwendig und18

müssen dauerhaft ausgebaut werden. Die Schulen müssen die Möglichkeit haben die Umsetzung anhand19

eigener Lernkonzepte den Bedürfnissen der Schüler*innen anzupassen.20

Die Bildungsbiographien jungerMenschen sind vielfältig und esmuss der Besonderheit der Lebensverläufe21

Rechnung getragen werden. In den letzten Jahren sind viele junge Menschen mit Fluchterfahrung - zum22

Teil als unbegleitete Minderjährige - zu uns gekommen. Ihre Bildungserfahrungen sind unterschiedlich,23

einige hatten in ihren Herkunftsländern nur wenige Jahre die Möglichkeit eine Schule zu besuchen, ihre24

Bildungsverläufe wurden durch die Flucht unterbrochen. Teils schwere traumatische Erfahrungen, unklare25

Bleibeperspektiven, sprachliche Defizite aber auchmangelnde Information undUnterstützung sowie hohe26

bürokratische Hürden u.a. erschweren denWiedereinstieg in schulische Bildungsverläufe.27

Die jungenMenschen benötigenmehr Zeit zur Erlangung von Bildungsabschlüssen und esmuss vielfältige28

und ausreichende Bildungsangebote geben. Aktuell endet in Niedersachsen die Schulpflicht mit 18 Jahren29

– unabhängig von der tatsächlichen Dauer des Schulbesuches im Einzelfall!30

Es stehen nicht ausreichend Schulplätze an Regelschulen und Berufsschulen zur Verfügung, so dass nicht31

mehr schulpflichtigen jungen Menschen häufig ein weiterer Schulbesuch und die Erlangung eines schuli-32

schen Abschlusses nicht möglich ist. Hier müssen ausreichend Plätze an Regelschulen und Berufsschulen33

geschaffen werden, damit junge Menschen die Möglichkeit haben auch über die Schulpflicht hinaus - die34

für sie geeignete Schule zu besuchen.35

Darüber hinaus ist dieWeiterführung undWeiterentwicklung von zusätzlichen schulischen Angeboten zur36

Ausbildungsvorbereitung junger Menschen notwendig.37

Die Programme Sprint und Sprint-Dual – die jeweils ein Jahr dauern und an Berufsschulen durchgeführt38

werden - sollen junge Geflüchtete ohne Schulabschluss auf eine Ausbildung vorbereiten. Spracherwerb,39

Grundlagen der deutschen Lebens- und Arbeitswelt werden vermittelt, Praktika sollen absolviert werden.40

Erst im zweiten Jahre erfolgt die Förderung des Grundlagenwissens, z.B. in Mathematik und es wird – an41

dreiTagen inderWoche - einemehrmonatigeberuflicheEinstiegsqualifizierung in einemBetriebabsolviert.42
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Das Angebot von Sprint und Sprint-Dual ist als eine Möglichkeit der Förderung junger Geflüchteter wei-43

terzuführen und auszubauen. Wichtig ist jedoch die konzeptionelle Weiterentwicklung, um den jungen44

Menschen eineAusbildungsperspektive zu ermöglichen. So ist eineAusweitungdes Stundenumfanges und45

Fächerumfanges dringend notwendig, ebenso wichtig ist die Möglichkeit des täglichen Schulbesuches bis46

zum Beginn der Einstiegsqualifizierung (aktuell lediglich Unterricht am zwei Tagen die Woche) sowie die47

Möglichkeit der Vorbereitung auf einen Schulabschluss.48

Die jungenMenschenmüssen über den Verlauf einzelner Bildungs- und Ausbildungsabschnitte von festen49

Bezugspersonen z.B. Bildungs- und Ausbildungslotsen begleitet und unterstützt werden, um ihnen vor-50

handene Möglichkeiten aufzuzeigen und Bildungsabbrüche zu verhindern. Hier ist die Zusammenarbeit51

von Schule, Berufsschule, Jugendhilfe, Zivilgesellschaft und anderen Akteuren notwendig, die in die vor-52

handenen Konzepte einbezogen werden müssen.53
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Empfehlung der Antragskommission

Erledigt durch Beschlussfassung zu Antrag Nr. 26, Kap. Bildungspolitik
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